
Entschließungsantrag 

der Bundesräte Spanring, Mag. Grossmann 
und weiterer Bunderäte 
betreffend Anrechnung der COVlD-19-Kurzarbeit der Rechtsanwaltsanwärterinnen und 
Rechtsanwaltsanwärter für die praktische Verwendung bei einem Rechtsanwalt oder 
einer Rechtsanwältin 

eingebracht im Zuge der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 18. Juni 2020 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu 
COVID-19 in der Justiz (1. COVID-19-Justiz-Begleitgesetz - 1. COVID-19-JuBG), das 2. 
Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu COVID-19 in der Justiz (2. COVID-19-
Justiz-Begleitgesetz - 2. COVID-19-JuBG), die Rechtsanwaltsordnung, das Disziplinarstatut 
für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter und das Gesellschaftsrechtliche COVID-19-
Gesetz geändert werden (619/A und 206 d.B.) TOP 3, in der 908. Sitzung des Bundesrates 

Im Zusammenhang mit der derzeit noch herrschenden Corona-Pandemie sind zahlreiche 
Rechtsanwaltsanwärterinnen und Rechtsanwaltsanwärter in Kurzarbeit. Es stellen sich daher 
die betroffenen Personen in Kurzarbeit die dringende Frage, wie mit der Anrechenbarkeit 
dieser Arbeitszeiten im Hinblick auf die Kernzeit umzugehen ist. 

Gemäß § 2 RAO ist die praktische Verwendung bei einem Rechtsanwalt oder einer Rechts­
anwältin nur anrechenbar, soweit diese Tätigkeit hauptberuflich und ohne Beeinträchtigung 
durch eine andere berufliche Tätigkeit ausgeübt wird; anrechenbar sind insoweit auch Zeiten 
des gesetzlichen Urlaubs oder der Verhinderung wegen Krankheit, Unfalls oder eines Be­
schäftigungsverbots nach dem Mutterschutzgesetz. In den Fällen einer Teilzeitbeschäftigung 
nach dem Mutterschutzgesetz oder dem Väter-Karenzgesetz ist die Ausbildungszeit anzu­
rechnen, auf die die Normalarbeitszeit herabgesetzt wurde. 

Die derzeitige Ausnahmesituation rechtfertigt, § 2 RAO analog auf Zeiten der COVID-19 
Kurzarbeit anzuwenden und somit zu erreichen, dass Zeiten in COVID-19-Kurzarbeit voll 
anrechenbar - also auch auf die Kernzeit - für die praktische Verwendung bei einem Rechts­
anwalt oder einer Rechtsanwältin im Sinne des § 2 RAO sind. Außerdem ist darauf hinzu­
weisen, dass die aktuelle Rechtslehre überwiegend die Ansicht vertritt, dass Kurzarbeit keine 
Teilzeit im Sinne des Bundesgesetzes vom 11. Dezember 1969 über die Regelung der Ar­
beitszeit (Arbeitszeitgesetz-AZG) ist. 

Auch vor dem Hintergrund, dass es in den Bundesländern unterschiedlich gehandhabt wird 
und es eine einheitliche Vorgabe vom Bund benötigt, um eine möglichst einheitliche Rege­
lung zu schaffen, stellen die unterfertigten Bundesräte nachstehenden 

Entschließungsantrag 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

"Die Bundesministerin für Justiz wird aufgefordert dem Nationalrat eine Regierungsvorlage 
zuzuleiten, die eine Änderung des § 2 RAO beinhaltet, die die COVID-19-Kurzarbeit der 
Rechtsanwaltsanwärterinnen und Rechtsanwaltsanwärter für die praktische Verwendung bei 
einem Rechtsanwalt oder einer Rechtsanwältin voll - also auch auf die Kernzeit - anrechnet." 
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